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TOP 2:

Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Vereinfachung des 
Steuerrechts 2013 (StVereinfG 2013) 

- Antrag der Länder Hessen, Bremen -

Drucksache: 68/18

Der Gesetzentwurf enthält eine Reihe von Einzelmaßnahmen zur Vereinfachung des 

Steuerrechts. Vorgesehen sind u. a. 

- die Pauschalierung der abzugsfähigen Kosten für die Unterhaltung eines 

häuslichen Arbeitszimmers, 

- die Absenkung der Freigrenze für steuerfreie Sachbezüge, 

- die Erhöhung des Arbeitnehmerpauschbetrags, 

- die Erhöhung der Pauschbeträge für behinderte Menschen, 

- eine Neuregelung für den Abzug und den Nachweis von Pflegekosten, 

- die Vereinfachung des Verlustabzugs nach § 15a Einkommensteuergesetz bei 

Beteiligung an einer Kommanditgesellschaft oder vergleichbaren haftungs-

beschränkten Beteiligungsformen, 

- die Begrenzung der Steuerfreiheit der Arbeitgeberleistungen zur 

Kinderbetreuung sowie 

- Einschränkungen der Steuerermäßigung für Handwerkerleistungen. 

Einbezogen sind auch Maßnahmen, die einerseits vereinfachend wirken, 

andererseits aber durch Subventionsabbau oder durch das Schließen von 

steuerlichen Gestaltungsmöglichkeiten zur Gegenfinanzierung beitragen.
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Der Bundesrat hatte in seiner Sitzung am 14. Dezember 2012 beschlossen, den 

Gesetzentwurf beim Deutschen Bundestag einzubringen (BR-Drucksache 

684/12 (Beschluss)). Nachdem der 17. Deutsche Bundestag den Gesetzentwurf 

nicht abschließend behandelt hatte, war die Vorlage nach dem Grundsatz der 

Diskontinuität verfallen. Die antragstellenden Länder haben am 5. März 2014 die 

erneute Einbringung des Gesetzentwurfs beim Bundesrat beantragt. Dem Antrag hat 

der Bundesrat in seiner Sitzung am 14. März 2014 entsprochen (BR-Drucksache 

92/14 (Beschluss)). Da der Gesetzentwurf nach dem Ablauf der letzten 

Legislaturperiode wieder der Diskontinuität anheimgefallen ist, soll er nunmehr ein 

weiteres Mal eingebracht werden. Es ist sofortige Sachentscheidung beantragt.


